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1  Allgemeine Angaben zur Statistik 
1.1 Grundgesamtheit 
Arbeitsgerichte bzw. ihre Kammern (institutionelle Ebene); Verfahren an Arbeitsgerichten 
(Merkmalsträger). 
1.2 Statistische Einheiten (Darstellungs- und Erhebungseinheiten) 
Arbeitsgerichte bzw. ihre Kammern (institutionelle Ebene); Verfahren an Arbeitsgerichten 
(Merkmalsträger). 
1.3 Räumliche Abdeckung 

 

1.4 Berichtszeitraum/-zeitpunkt 
Kalenderjahr.  

1.5 Periodizität 
-

ie Erhebung auf die Statistischen 
-

 im Bund erfolgt 

von Jahresergebnissen durch das Arbeitsministerium.  

1.6 Rechtsgrundlagen und andere Vereinbarungen 
-Statis - - -

Grundlage von § 3 Abs. 3 BStatG vom 22.01.1 -Statistik zu einem 
Bundesergebnis zusammen.  

1.7 Geheimhaltung 
1.7.1 Geheimhaltungsvorschriften 

desamt auf 
 

1.7.2 Geheimhaltungsverfahren 

erden als Verwaltungsdaten betrachtet.  

1.8 Qualitätsmanagement 
1.8.1 Qualitätssicherung 

ätsbewertung und -
- und Controllingzwecke erhoben und werden daher von den zuständigen 

ie Angaben zum 
Geschäftsanfall an sonstigen Verfahren vor den Arbeitsgerichten stärker eingeschränkt. Eventuelle Unstimmigkeiten in den 

 

1.8.2 Qualitätsbewertung 
Bei der ArbG-

– bzw. Berichtsstellen - 

 

2 Inhalte und Nutzerbedarf 
2.1 Inhalte der Statistik 
2.1.1 Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik 

- - und Beschwerdeverfahren in 

Inhalt der Entscheidung, Ve
Verfahren: Art des Verfahrens, Geschäftsanfall.  



2.1.2 Klassifikationssysteme 

Erhebungsgrundlage der Statistik bilden sog. Verfahrenserhebungen bzw. Monatserhebungen, welche die 
Erhebungsmerkmale beinhalten. Gegenstand der Erhebungsgrundlage ist auch die Sachgebietsgliederung der 
Arbeitsgerichtsstatistik  

2.1.3 Statistische Konzepte und Definitionen 

a. Merkmale zu Verfahrensdauern, Verfahrensgegenständen, Erledigungsarten, Einleitungsarten, Entscheidungen und 
Sachgebieten der gerichtlich erledigten Verfahren.  

2.2 Nutzerbedarf 
Mit den Ergebnissen der ArbG-Statistik sollen Geschäftsanfall und -erledigung bei den Arbeitsgerichten abgebildet 

luation 
der Gesetzgebung auf dem Gebiet des Arbeits- 

- 
die justizi – in begrenztem Umfang – die 
Informationsdienstleister und Medien.  

2.3  Nutzerkonsultation 
er den 

-Statistik vorgibt und die aktuellen Entwicklungen und 

vertreten sind die 

 

3 Methodik 
3.1  Konzept der Datengewinnung 

-

-Statistik ist eine Sekundärerhebung auf der Basis dieser Verwaltungsdaten in 
den Geschäftsstellen. Bei der ArbG-Statistik handelt es sich um eine Vollerhebung; aus diesem Grund werden keine 

 

3.2 Vorbereitung und Durchführung der Datengewinnung 

- und 

Eingang des Verfahrens bei G

Ende des Berichtszeitraums werden die summarischen Monatserhebungen 

 

- en Ämter des 
 heruntergeladen 

werden.  

3.3  Datenaufbereitung (einschl. Hochrechnung) 

-Werkzeugen und -Programmen einheitlich aufbereitet werden. 

statistischen Verbund standardisierten IT-
 als Text-Tabellen oder auswertbare Excel-

-Auswe
 

3.4 Preis- und Saisonbereinigung; andere Analyseverfahren 
Entfällt  

https://erhebungsdatenbank.estatistik.de/eid/erhebungsIDForEVAS.jsp


3.5  Beantwortungsaufwand 
-

 

4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
4.1  Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit 
Grundsätzlich sind die Ergebnisse der ArbG-

- und Controllingzwecke erhoben wurden und daher von den zuständigen Stellen in der 

m 
Geschäftsanfall an sonstigen Verfahren vor den Arbeitsgerichten stärker eingeschränkt. Eventuelle Unstimmigkeiten in den 

einzelne fehlende oder falsche Angaben in den Statistikdaten nicht ausgeschlossen werden (siehe auch Punkt 4.3.3).  

4.2 Stichprobenbedingte Fehler 
Bei der ArbG-
eingesetzt und s  

4.3 Nicht-Stichprobenbedingte Fehler 
4.3.1 Fehler durch die Erfassungsgrundlage  

Siehe Punkt 4.1  

4.3.2 Antwortausfälle auf Ebene der Einheiten (Unit-Non-Response)  

 ArbG-Statistik konnten zunächst keine flächendeckenden Statistikergebnisse in 

 

4.3.3 Antwortausfälle auf Ebene wichtiger Merkmale (Item-Non-Response)  

-

reignen. Bekannt gewordene Fehler oder Ausfälle bei der Erfassung 
 

4.4 Revisionen 
4.4.1 Revisionsgrundsätze 
In der ArbG-Statistik gibt es keine lauf
abgeschlossenen Berichtszeitraums dargestellt wird. Sollte sich nachträglich der Verfahrensbestand einer 
Erhebungseinheit als nicht ganz zutreffend herausstellen, wird die Bestandskorrektur im laufenden Berichtszeitraum 

erkannten 
 

4.4.2 Revisionsverfahren 
Siehe Punkt 4.4.1  

4.4.3 Revisionsanalysen 
Siehe Punkt 4.4.1  

5 Aktualität und Pünktlichkeit 
5.1 Aktualität 

-
in den Geschäftsstellen der Gerichte werden bis Mitte Januar des folgenden Kalenderjahres die Statistikdaten an das 

vorliegen, wird das Bundesergebnis zusammenges -Statistik stehen – soweit diese 
–

rfahren im abgelaufenen Berichtsjahr erfolgt in der 
 



5.2  Pünktlichkeit 
nach dem festgelegten Arbeits- 

der Vergangenheit wurde die ArbG-
 

6 Vergleichbarkeit 
6.1 Räumliche Vergleichbarkeit 

-
-Statistik sowie bei einem Vergleich 

Sicht der 
-Statistik in der 

-Statistik 
neben den gerichtlichen Entscheidungen auch eher verfahrenstechnische Erledigungen wie die Verbindung mit einem 
anderen Verfahren oder die Abgabe an ein anderes Gericht gezählt werden. Ein durch Abgabe an ein anderes Gericht 
erledigtes Verfahren wird dort nach Verfahrenseingang ebenfalls zum Geschäftsanfall gezählt; es taucht in der 

 

6.2 Zeitliche Vergleichbarkeit 
-

Statistis -

wurden, ist dabei nur bedingt gegeben.  

7 Kohärenz 
7.1 Statistikübergreifende Kohärenz 
Entfällt  

7.2 Statistikinterne Kohärenz 
Entfällt  

7.3 Input für andere Statistiken 
Entfällt  

8 Verbreitung und Kommunikation 
8.1 Verbreitungswege 

unter  

erichtePersonal/Arbeitsgerichte  

erhältlich ist.  

 

 

 

 

8.2 Methodenpapiere/Dokumentation der Methodik 
-Statistik).“  

(Beispiel Anordnung des Landes Niedersachsen):   

 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/GerichtePersonal/Arbeitsgerichte
http://www.voris.niedersachsen.de/jportal


 

8.3 Richtlinien der Verbreitung 

Justizv
 

9 Sonstige fachstatistische Hinweise 
Keine.  



Vorbemerkung 

In der hiermit für das Berichtsjahr 2014 vorgelegten neuen Reihe 2.8 „Arbeitsgerichte“ innerhalb der Fachserie 10 

„Rechtspflege“ des Statistischen Bundesamtes werden die Ergebnisse der von den Statistischen Ämtern durchgeführten 

Zählkartenerhebung über die Tätigkeit der Arbeitsgerichte veröffentlicht. Dieser Ergebnisnachweis erscheint ausschließlich 

in elektronischer Form. Die jeweils letzten drei Jahreshefte der Fachserie können kostenlos aus dem Publikationsservice 

des Statistischen Bundesamts unter  
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/GerichtePersonal/Arbeitsgerichte.html?nn=72374 

sowohl im pdf- als auch im xlsx - Format heruntergeladen werden. Ältere Ausgaben dieser Publikationen finden Sie in der 

Statistischen Bibliothek https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00000290  

sowie  unter: https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/AlteAusgaben/ArbeitsgerichteAlt.html 

Wie in allen Fachserien des Statistischen Bundesamts findet sich auf den ersten Seiten der Veröffentlichung ein  

„Qualitätsbericht", der die Erhebung charakterisiert und ihre Qualität beschreibt.  

Dem Tabellenteil der Fachserie vorangestellt sind zwei Schaubildseiten. Auf denen wird einerseits die Entwicklung des Ge-

schäftsanfalls bei den Arbeits- und Landesarbeitsgerichten in den letzten Jahren, andererseits für 2014 die Verteilung der 

erledigten erstinstanzlichen Urteilsverfahren auf Sachgebiete sowie die Verfahrensdauer der durch Urteil erledigten erstin-

stanzlichen Verfahren nach Ländern grafisch veranschaulicht. 

Es folgt mit Tabelle 1.1 eine Darstellung der Geschäftsentwicklung bei den Arbeitsgerichten im Zeitverlauf für Deutschland. 

Tabelle 1.2 bildet den Geschäftsanfall im Berichtsjahr 2014 nach Ländern und Tabelle 1.3 nach einzelnen Gerichten ab. 

Die vor den Arbeitsgerichten der Länder 2014 erledigten Urteilsverfahren werden in Tabellengruppe 2, die Beschlussver-

fahren in Tabellengruppe 3 statistisch ausgewertet.  

Tabelle 4.1 zeigt die Geschäftsentwicklung bei den Landesarbeitsgerichten im Zeitverlauf; Tabelle 4.2 spiegelt den Ge-

schäftsanfall bei den Landesarbeitsgerichten im Berichtsjahr 2014 nach Ländern wider. Die statistische Auswertung der 

vor den Landesarbeitsgerichten der Länder 2014 erledigten Berufungsverfahren folgt in Tabellengruppe 5, die der Be-

schlussverfahren in Tabellengruppe 6.  

In der Tabellengruppe 7 wird die Geschäftsentwicklung beim Bundesarbeitsgericht dargestellt. Diese Daten entstammen 

dem Jahresbericht des Bundesarbeitsgerichts.  

 

Bis einschließlich des Berichtsjahres 2006 wurde die Tätigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit in den Ländern durch von der Ar-

beitsverwaltung selbst zusammengestellte Ergebnisübersichten (AG 1 für die erstinstanzlichen Verfahren, AG 2 für die Ver-

fahren bei den Landesarbeitsgerichten) statistisch abgebildet. Zum Berichtsjahr 2007 wurden – auch wegen des gestiege-

nen Bedarfs in der Gerichtsverwaltung an differenzierten und kleinflächigen Controllingdaten – erstmalig die statistischen 

Ämter mit der Aufbereitung der Arbeitsgerichtsstatistik beauftragt. Dabei ging die inhaltliche Zuständigkeit für die Statistik 

auf den Ausschuss für Justizstatistik der Justizministerkonferenz über. 

 

Mit der Neukonzeption der Arbeitsgerichtsstatistik zum Berichtsjahr 2007 wurden der Erhebungskatalog gegenüber den 

Vorjahren erheblich erweitert und die Erfassungsregeln leicht modifiziert. So werden seit 2007 differenziertere Daten zu 

Verfahrensgegenständen, Verfahrensbeteiligten, Verfahrensdauer und Prozesskostenhilfeentscheidungen erhoben. Zu-

dem sind seit 2007, anders als zuvor, die erledigten Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz gleichrangig 

zu den erledigten Hauptsacheverfahren in der jeweiligen Instanz mit erfasst. In der Folge sind die Ergebnisse seit 2007 

nicht vollständig mit denen der Vorjahre vergleichbar. 

Bedingt durch das "Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“ 

(vom 21. Juli 2012) werden seit dem 1. Januar 2014 auch erstmals Verfahren vor dem Güterichter in dieser Statistik erho-

ben und in dieser Ausgabe der Fachserie nachgewiesen. 

 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/GerichtePersonal/Arbeitsgerichte
https://www.destatis.de/GPStatistik/receive/DESerie_serie_00000290
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/AlteAusgaben/ArbeitsgerichteAlt.html


 

 

In der Reihe 2.8 werden seit der Ausgabe 2012 die Ergebnisse für Deutschland nicht mehr in "Früheres Bundesgebiet" 

(einschl. Berlin) und "Neue Länder" unterteilt. 

Um den Nutzern der Statistik der Arbeitsgerichtsbarkeit den Ergebnisvergleich mit den Vorjahren zu erleichtern, werden die 

nach der neuen Statistik erstellten aktuellen Daten zusätzlich im Anhang dieser Fachserie in der aus den Vorjahren be-

kannten Darstellungsform (AG 1 für die Arbeitsgerichte, AG 2 für die Landesarbeitsgericht und AG 3 für das Bundesarbeits-

gericht) nachgewiesen.  

 

Grundsätzlich stimmen die in den Tabellen abgedruckten Zahlen mit den von einigen Statistischen Landesämtern in den 

„Statistischen Berichten“ unter der Kennziffer B VI 2 veröffentlichten Ergebnissen überein. Kleinere Abweichungen könnten 

– bei den dargestellten Ergebnissen der neuen Statistik ab 2007 – dadurch entstanden sein, dass das Statistische Bun-

desamt, anders als die Länder, Bestandsbereinigungen seitens der Arbeitsgerichte der Länder sowie unerledigte und be-

antwortete Rückfragen nicht nachweist. Stattdessen wird die Zahl der anhängigen Verfahren zu Beginn des Berichtsjahres 

stets der Zahl der anhängigen Verfahren am Ende des Vorjahres gleichgesetzt, und eventuelle Bestandsbereinigungen u.ä. 

werden bei den Neuzugängen zugezählt bzw. abgezogen.  
 
 
 
 
 

Auf- und Ausgliederung 

Die vollständige Aufgliederung einer Summe ist durch das Wort davon kenntlich gemacht. Auf das Wort  davon ist verzich-

tet worden, wenn aus Aufbau und Wortlaut von Tabellenkopf und Vorspalte unmissverständlich hervorgeht, dass es sich 

um eine Aufgliederung handelt. Die teilweise Ausgliederung einer Summe ist durch das Wort darunter gekennzeichnet. Bei 

teilweiser Ausgliederung nach verschiedenen nicht summierbaren Merkmalen sind die Worte und zwar gebraucht worden. 
 
 

Zeichenerklärung 

x = Tabellenfach gesperrt, 
 weil Aussage nicht sinnvoll 

. = Zahlenwert unbekannt 
- = nichts vorhanden 
r = Berichtigte Zahl 
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1 Daten ab 2007 nicht vollständig mit dem Vorjahr vergleichbar; bitte Vorbemerkung beachten.

1 Daten ab 2007 nicht vollständig mit dem Vorjahr vergleichbar; bitte Vorbemerkung beachten.



Deutschland
Vor den Arbeitsgerichten erledigte Urteilsverfahren nach Verfahrensgegenständen 2014
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Durch streitiges Urteil erledigte Urteilsverfahren vor den Arbeitsgerichten, die länger als 6 Monate dauerten,
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
2.1 Art des Verfahrens, Einleitungsart, Verfahrensgegenstand und Erledigungsart nach Ländern
2.1.3 Gegenstand: Kündigungen, auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen

Anzahl

1 Erledigte Verfahren insgesamt  ......................................................................  206 486  25 082  28 954  9 406  5 574 

Art des Verfahrens
2 Klageverfahren ...............................................................................................  205 244  25 019  28 935  9 402  5 572 
3 Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung .........................................   156   38   18   4   1 
4 Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe .............................................  1 086   25   1 -   1 

Einleitungsart
Die erledigten Verfahren wurden eingereicht durch

5 Arbeitnehmer oder Gewerkschaften 1)  ..........................................................  206 091  25 056  28 949  9 403  5 572 
6 Arbeitgeber oder Arbeitgeberverbände 2) .......................................................   383   26   5   2   2 
7 Land (§ 25 HAG und § 14 MindArbG) ..............................................................   2 - - - - 
8 Gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien .........................................   10 - -   1 - 

Verfahrensgegenstand

9 Erledigte Verfahren mit nur  e i n e m  Verfahrensgegenstand .........................  146 130  17 763  21 190  5 071  3 757 
10 Bestandsstreitigkeiten ...................................................................................  146 130  17 763  21 190  5 071  3 757 
11      darunter Kündigungen ...............................................................................  146 130  17 763  21 190  5 071  3 757 
12 Zahlungsklagen .............................................................................................. - - - - - 
13 Tarifliche Eingruppierung ................................................................................ - - - - - 
14 Sonstiges ....................................................................................................... - - - - - 

15 Erledigte Verfahren mit  m e h r e r e n  Verfahrensgegenständen ...................  60 356  7 319  7 764  4 335  1 817 
16 Bestandsstreitigkeit und Zahlungsklage .........................................................  19 376  2 495  2 758   542   497 
17 Bestandsstreitigkeit und Sonstiges ................................................................  28 465  3 173  3 349  3 160   901 
18 Bestandsstreitigkeit, Zahlungsklage und Sonstiges .......................................  12 422  1 649  1 648   633   415 
19 Zahlungsklage und Sonstiges ........................................................................ - - - - - 
20 Sonstiges mit mehreren Verfahrensgegenständen ..........................................   93   2   9 -   4 

21 Zahl der Verfahrensgegenstände insgesamt ...................................................  279 335  34 052  38 370  14 374  7 807 

Erledigungsart
Die erledigten Verfahren wurden beendet durch

22 Streitiges Urteil (einschl. Vorbehaltsurteil) .....................................................  10 892  1 148  1 012   685   349 
23 Vergleich ........................................................................................................  161 048  20 822  23 005  6 598  4 303 
24 Versäumnis-/ Anerkenntnis-/ Verzichtsurteil ..................................................  5 473   480   682   362   174 
25 Beschluss über Arrest oder einstweilige Verfügung ........................................   5   5 - - - 
26 Beschluss gemäß § 91a ZPO ..........................................................................   145   15   2   60   7 
27 Zurücknahme der Klage ..................................................................................  18 133  1 950  2 547  1 020   472 
28 sonstige Erledigungsart  .................................................................................  10 790   662  1 706   681   269 

Prozent
Anteil an

Art des Verfahrens
29 Klageverfahren ............................................................................... Zeile 1   99,4   99,7   99,9   100,0   100,0
30 Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung ......................... Zeile 1   0,1   0,2   0,1   0,0   0,0
31 Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ............................ Zeile 1   0,5   0,1   0,0 -   0,0

Einleitungsart
Die erledigten Verfahren wurden eingereicht durch

32 Arbeitnehmer oder Gewerkschaften 1)  .......................................... Zeile 1   99,8   99,9   100,0   100,0   100,0
33 Arbeitgeber oder Arbeitgeberverbände 2) ....................................... Zeile 1   0,2   0,1   0,0   0,0   0,0
34 Land (§ 25 HAG und § 14 MindArbG) ............................................. Zeile 1   0,0 - - - - 
35 Gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien ........................ Zeile 1   0,0 - -   0,0 - 

Verfahrensgegenstand

36 Erledigte Verfahren mit nur  e i n e m  Verfahrensgegenstand ......... Zeile 1   70,8   70,8   73,2   53,9   67,4
37 Bestandsstreitigkeiten ................................................................... Zeile 1   70,8   70,8   73,2   53,9   67,4
38      darunter Kündigungen ............................................................... Zeile 1   70,8   70,8   73,2   53,9   67,4
39 Zahlungsklagen ............................................................................. Zeile 1 - - - - - 
40 Tarifliche Eingruppierung ............................................................... Zeile 1 - - - - - 
41 Sonstiges ....................................................................................... Zeile 1 - - - - - 

42 Erledigte Verfahren mit  m e h r e r e n  Verfahrensgegenständ. ...... Zeile 1   29,2   29,2   26,8   46,1   32,6
43 Bestandsstreitigkeit und Zahlungsklage ........................................ Zeile 1   9,4   9,9   9,5   5,8   8,9
44 Bestandsstreitigkeit und Sonstiges ................................................ Zeile 1   13,8   12,7   11,6   33,6   16,2
45 Bestandsstreitigkeit, Zahlungsklage und Sonstiges ....................... Zeile 1   6,0   6,6   5,7   6,7   7,4
46 Zahlungsklage und Sonstiges ........................................................ Zeile 1 - - - - - 
47 Sonstiges mit mehreren Verfahrensgegenständen ......................... Zeile 1   0,0   0,0   0,0 -   0,1

Erledigungsart
Die erledigten Verfahren wurden beendet durch

48 Streitiges Urteil (einschl. Vorbehaltsurteil) ..................................... Zeile 1   5,3   4,6   3,5   7,3   6,3
49 Vergleich ........................................................................................ Zeile 1   78,0   83,0   79,5   70,1   77,2
50 Versäumnis-/ Anerkenntnis-/ Verzichtsurteil .................................. Zeile 1   2,7   1,9   2,4   3,8   3,1
51 Beschluss über Arrest oder einstweilige Verfügung ........................ Zeile 1   0,0   0,0 - - - 
52 Beschluss gemäß § 91a ZPO .......................................................... Zeile 1   0,1   0,1   0,0   0,6   0,1
53 Zurücknahme der Klage ................................................................. Zeile 1   8,8   7,8   8,8   10,8   8,5
54 sonstige Erledigungsart  ................................................................. Zeile 1   5,2   2,6   5,9   7,2   4,8

_____________________
*) Einschl. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz. 2) Einschl. Vereinigungen von Arbeitgeberverbänden.

1) Einschl. Zusammenschlüsse von Gewerkschaften.

Baden-
Württemberg

Art des Verfahrens
Einleitungsart

Verfahrensgegenstand
Erledigungsart

Lfd.
Nr.

Bayern Berlin  Brandenburg Deutschland
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
2.2  Vorausgegangenes Mahnverfahren, Verfahrensbeteiligte/ Bevollmächtigte und Prozesskostenhilfe nach Ländern
2.2.6 Gegenstand: Tarifliche Eingruppierung, auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen

Anzahl

1 Erledigte Verfahren insgesamt  ....................................................................  3 076   174   196   316   121 

Vorausgegangenes Mahnverfahren

2 Erledigte Verfahren mit vorausgegangenem Mahnverfahren .........................   2 - -   1 - 
3 davon ohne Vollstreckungsbescheid ...........................................................   2 - -   1 - 
4              mit Vollstreckungsbescheid .............................................................. - - - - - 

Verfahrensbeteiligte/ Bevollmächtigte

In den erledigten Verfahren waren durch Bevollmächtigte vertreten

5 nur der Kläger/ Antragsteller ........................................................................  1 053   40   42   167   35 
6 nur der Beklagte/ Antragsgegner .................................................................   291   3   44   1   1 
7 beide Parteien .............................................................................................  1 237   128   71   109   83 
8 keine Partei ..................................................................................................   495   3   39   39   2 

9 Bevollmächtigte insgesamt ..........................................................................  3 821   299   228   387   202 

10 davon Rechtsanwälte ...................................................................................  2 997   201   217   301   156 
11     des Klägers/ Antragstellers .......................................................................  1 834   113   113   202   91 
12     des Beklagten/ Antraggegners .................................................................  1 163   88   104   99   65 

13 davon sonstige Bevollmächtigte ..................................................................   824   98   11   86   46 
14     des Klägers/ Antragstellers .......................................................................   458   55 -   75   27 
15     des Beklagten/ Antraggegners .................................................................   366   43   11   11   19 

16 Erledigte Verfahren unter Beteiligung des öffentlichen Dienstes ..................   409   54   4   179   18 

Prozesskostenhilfe (PKH)/ Beiordnung eines Anwalts - 

17 Entscheidungen über PKH/ Beiordnung nach § 11a ArbGG ..........................   123   3   9   13   4 

18 davon Bewilligungen 1)  ...............................................................................   99   3   9   11   3 
19     nur dem Kläger/ Antragsteller ...................................................................   96   1   9   11   3 
20         dar. mit Ratenzahlung ...........................................................................   14 -   1 - - 
21     nur dem Beklagten/ Antragsgegner ..........................................................   1 - - - - 
22         dar. mit Ratenzahlung ........................................................................... - - - - - 
23     beiden Parteien ........................................................................................   1   1 - - - 
24         dar. mit Ratenzahlung ...........................................................................   1   1 - - - 

25 davon Ablehnungen 1) .................................................................................   24 - -   2   1 
26     nur dem Kläger/ Antragsteller ...................................................................   22 - -   2   1 
27     nur dem Beklagten/ Antragsgegner ..........................................................   2 - - - - 
28     beiden Parteien ........................................................................................ - - - - - 

Prozent
Anteil an

Vorausgegangenes Mahnverfahren

29 Erledigte Verfahren mit vorausgegangenem Mahnverfahren ........... Zeile 1   0,1 - -   0,3 - 
30 davon ohne Vollstreckungsbescheid .............................................. Zeile 2   100,0 - -   100,0 - 
31              mit Vollstreckungsbescheid ................................................ Zeile 2 - - - - - 

Verfahrensbeteiligte/ Bevollmächtigte

In den erledigten Verfahren waren durch Bevollmächtigte vertreten

32 nur der Kläger/ Antragsteller .......................................................... Zeile 1   34,2   23,0   21,4   52,8   28,9
33 nur der Beklagte/ Antragsgegner .................................................... Zeile 1   9,5   1,7   22,4   0,3   0,8
34 beide Parteien ................................................................................ Zeile 1   40,2   73,6   36,2   34,5   68,6
35 keine Partei .................................................................................... Zeile 1   16,1   1,7   19,9   12,3   1,7

36 Rechtsanwälte als Bevollmächtigte ................................................ Zeile 9   78,4   67,2   95,2   77,8   77,2
37     des Klägers/ Antragstellers ......................................................... Zeile 9   48,0   37,8   49,6   52,2   45,0
38     des Beklagten/ Antraggegners ................................................... Zeile 9   30,4   29,4   45,6   25,6   32,2

39 Sonstige als Bevollmächtigte ......................................................... Zeile 9   21,6   32,8   4,8   22,2   22,8
40     des Klägers/ Antragstellers ......................................................... Zeile 9   12,0   18,4 -   19,4   13,4
41     des Beklagten/ Antraggegners ................................................... Zeile 9   9,6   14,4   4,8   2,8   9,4

42 Erledigte Verfahren unter Beteiligung des öffentlichen Dienstes ..... Zeile 1   13,3   31,0   2,0   56,6   14,9

Prozesskostenhilfe (PKH)/ Beiordnung eines Anwalts

Von den Entscheidungen über PKH/ Beiordnung nach § 11a ArbGG waren

43 Bewilligungen ................................................................................ Zeile 17   80,5   100,0   100,0   84,6   75,0
44     nur dem Kläger/ Antragsteller ..................................................... Zeile 17   78,0   33,3   100,0   84,6   75,0
45         dar. mit Ratenzahlung ............................................................. Zeile 19   14,6 -   11,1 - - 
46     nur dem Beklagten/ Antragsgegner ............................................ Zeile 17   0,8 - - - - 
47         dar. mit Ratenzahlung ............................................................. Zeile 21 - - - - - 
48     beiden Parteien .......................................................................... Zeile 17   0,8   33,3 - - - 
49         dar. mit Ratenzahlung ............................................................. Zeile 23   100,0   100,0 - - - 

50 Ablehnungen ................................................................................. Zeile 17   19,5 - -   15,4   25,0
51     nur dem Kläger/ Antragsteller ..................................................... Zeile 17   17,9 - -   15,4   25,0
52     nur dem Beklagten/ Antragsgegner ............................................ Zeile 17   1,6 - - - - 
53     beiden Parteien .......................................................................... Zeile 17 - - - - - 

___________
*) Einschl. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz. 1) Da Entscheidungen bezüglich PKH ausgewiesen werden, sind Verfahren, in denen beiden

Parteien PKH bewilligt oder abgelehnt wurde, für die lfd. Nrn. 18 und 25 zweimal gezählt.

Baden-
Württemberg

Bayern Berlin
Lfd.
Nr.

Vorausgegangenes Mahnverfahren
Verfahrensbeteiligte/ Bevollmächtigte

Prozesskostenhilfe/ Beiordnung eines Anwalts
 Deutschland  Brandenburg
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
2.2  Vorausgegangenes Mahnverfahren, Verfahrensbeteiligte/ Bevollmächtigte und Prozesskostenhilfe nach Ländern
2.2.6 Gegenstand: Tarifliche Eingruppierung, auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen

Anzahl

  51   34   363   312   343   461   123   78   152   123   111   118 1

- - - - -   1 - - - - - - 2
- - - - -   1 - - - - - - 3
- - - - - - - - - - - - 4

  15   13   167   113   61   177   29   19   83   49   24   19 5
  3   9   48   103   21   5   13   7   11   18   2   2 6

  29   9   88   72   66   273   47   5   45   31   85   96 7
  4   3   60   24   195   6   34   47   13   25 -   1 8

  76   40   391   360   214   728   136   36   184   129   197   214 9

  62   36   357   336   173   487   106   34   153   124   160   94 10
  44   20   232   185   123   296   68   24   98   77   86   62 11
  18   16   125   151   50   191   38   10   55   47   74   32 12

  14   4   34   24   41   241   30   2   31   5   37   120 13
-   2   23 -   4   154   8 -   30   3   23   54 14

  14   2   11   24   37   87   22   2   1   2   14   66 15

  1   5   8 -   28   29   6 -   12   18   32   15 16

  2 -   9   8   17   25   5   1   3   11   9   4 17

  2 -   8   8   6   22   5   1   2   8   8   3 18
  2 -   8   8   6   22   5   1   2   7   8   3 19

- -   2 - -   2   2 - -   1   5   1 20
- - - - - - - - -   1 - - 21
- - - - - - - - - - - - 22
- - - - - - - - - - - - 23
- - - - - - - - - - - - 24

- -   1 -   11   3 - -   1   3   1   1 25
- -   1 -   11   1 - -   1   3   1   1 26
- - - - -   2 - - - - - - 27
- - - - - - - - - - - - 28

Prozent

- - - - -   0,2 - - - - - - 29
- - - - -   100,0 - - - - - - 30
- - - - - - - - - - - - 31

  29,4   38,2   46,0   36,2   17,8   38,4   23,6   24,4   54,6   39,8   21,6   16,1 32
  5,9   26,5   13,2   33,0   6,1   1,1   10,6   9,0   7,2   14,6   1,8   1,7 33

  56,9   26,5   24,2   23,1   19,2   59,2   38,2   6,4   29,6   25,2   76,6   81,4 34
  7,8   8,8   16,5   7,7   56,9   1,3   27,6   60,3   8,6   20,3 -   0,8 35

  81,6   90,0   91,3   93,3   80,8   66,9   77,9   94,4   83,2   96,1   81,2   43,9 36
  57,9   50,0   59,3   51,4   57,5   40,7   50,0   66,7   53,3   59,7   43,7   29,0 37
  23,7   40,0   32,0   41,9   23,4   26,2   27,9   27,8   29,9   36,4   37,6   15,0 38

  18,4   10,0   8,7   6,7   19,2   33,1   22,1   5,6   16,8   3,9   18,8   56,1 39
-   5,0   5,9 -   1,9   21,2   5,9 -   16,3   2,3   11,7   25,2 40

  18,4   5,0   2,8   6,7   17,3   12,0   16,2   5,6   0,5   1,6   7,1   30,8 41

  2,0   14,7   2,2 -   8,2   6,3   4,9 -   7,9   14,6   28,8   12,7 42

  100,0 -   88,9   100,0   35,3   88,0   100,0   100,0   66,7   72,7   88,9   75,0 43
  100,0 -   88,9   100,0   35,3   88,0   100,0   100,0   66,7   63,6   88,9   75,0 44

- -   25,0 - -   9,1   40,0 - -   14,3   62,5   33,3 45
- - - - - - - - -   9,1 - - 46
- - - - - - - - - - - - 47
- - - - - - - - - - - - 48
- - - - - - - - - - - - 49

- -   11,1 -   64,7   12,0 - -   33,3   27,3   11,1   25,0 50
- -   11,1 -   64,7   4,0 - -   33,3   27,3   11,1   25,0 51
- - - - -   8,0 - - - - - - 52
- - - - - - - - - - - - 53

Thüringen
Sachsen-

Anhalt
Lfd. 
Nr.

Schleswig-
Holstein

Sachsen
Nordrhein-
Westfalen

Mecklen-
burg-

Vorpommern

Nieder-
sachsen

HessenBremen Hamburg
Rheinland-

Pfalz
Saarland
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Baden-
Württemberg

Alle Verfahrensgegenstände
Anzahl

1 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  392 061  41 885  55 258  19 453  10 219 
2 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   3,1   2,7   3,0   3,2   2,6 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
3             bis    1  ....................................................................   27,8   33,1   28,9   29,7   36,8 
4          1   -      3   ....................................................................   39,3   39,3   40,0   36,5   33,6 
5          3   -      6  ....................................................................   18,8   15,9   16,3   18,9   19,3 
6          6   -    12   ...................................................................   11,8   10,0   12,4   12,0   8,6 
7       mehr als 12 Monate   ....................................................   2,4   1,6   2,5   2,9   1,7 

Prozent kumuliert
8             bis    1  ....................................................................   27,8   33,1   28,9   29,7   36,8 
9          1   -      3   ....................................................................   67,1   72,4   68,8   66,2   70,4 

10          3   -      6  ....................................................................   85,8   88,4   85,1   85,1   89,7 
11          6   -    12   ...................................................................   97,6   98,4   97,5   97,1   98,3 

Anzahl

12 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  28 762  2 637  2 744  1 959   829 
13 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   6,8   6,5   7,9   6,4   6,1 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
14             bis    1  ....................................................................   3,8   3,9   3,8   3,7   4,5 
15          1   -      3   ....................................................................   8,3   8,2   4,9   10,6   11,8 
16          3   -      6  ....................................................................   40,6   41,0   32,0   43,7   47,6 
17          6   -    12   ...................................................................   38,1   40,1   45,7   33,2   29,4 
18       mehr als 12 Monate   ....................................................   9,1   6,8   13,7   8,8   6,6 

Prozent kumuliert
19             bis    1  ....................................................................   3,8   3,9   3,8   3,7   4,5 
20          1   -      3   ....................................................................   12,1   12,1   8,6   14,2   16,3 
21          3   -      6  ....................................................................   52,8   53,1   40,6   58,0   63,9 
22          6   -    12   ...................................................................   90,9   93,2   86,3   91,2   93,4 

Bestandsstreitigkeiten (§ 61a ArbGG)1)

Anzahl

23 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  216 663  25 515  30 185  10 089  5 851 
24 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   2,7   2,5   2,7   2,9   2,4 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
25             bis    1  ....................................................................   29,0   34,3   28,8   31,2   37,3 
26          1   -      3   ....................................................................   41,7   40,3   43,0   38,1   35,9 
27          3   -      6  ....................................................................   17,9   15,7   16,4   19,0   18,6 
28          6   -    12   ...................................................................   9,9   8,7   10,1   9,8   7,0 
29       mehr als 12 Monate   ....................................................   1,5   1,1   1,8   1,9   1,2 

Prozent kumuliert
30             bis    1  ....................................................................   29,0   34,3   28,8   31,2   37,3 
31          1   -      3   ....................................................................   70,7   74,5   71,8   69,3   73,2 
32          3   -      6  ....................................................................   88,6   90,2   88,2   88,3   91,8 
33          6   -    12   ...................................................................   98,5   98,9   98,2   98,1   98,8 

Anzahl

34 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  12 631  1 204  1 155   838   397 
35 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   6,7   6,8   7,9   6,0   5,9 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
36             bis    1  ....................................................................   2,0   1,8   1,6   1,0   1,3 
37          1   -      3   ....................................................................   7,0   5,3   4,3   12,1   10,6 
38          3   -      6  ....................................................................   45,0   42,8   33,7   50,5   53,1 
39          6   -    12   ...................................................................   38,9   43,9   48,3   30,7   30,7 
40       mehr als 12 Monate   ....................................................   7,2   6,2   12,0   5,8   4,3 

Prozent kumuliert
41             bis    1  ....................................................................   2,0   1,8   1,6   1,0   1,3 
42          1   -      3   ....................................................................   8,9   7,1   6,0   13,0   11,8 
43          3   -      6  ....................................................................   53,9   49,9   39,7   63,5   65,0 
44          6   -    12   ...................................................................   92,8   93,8   88,0   94,2   95,7 

_____________
*) Einschl. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz. 1) Auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen.

Verfahrensdauer  Deutschland Bayern
Lfd.
Nr.

Berlin  Brandenburg

Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2.8, 2014



2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Alle Verfahrensgegenstände
Anzahl

 4 164  12 214  48 400  7 615  31 755  93 991  16 657  4 569  15 895  10 149  10 728  9 109 1
  3,5   3,4   3,3   3,9   3,1   3,1   2,8   3,8   2,8   3,5   2,4   3,3 2

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  28,5   20,1   19,7   20,7   26,5   27,0   32,1   24,8   35,2   26,1   35,6   27,0 3
  37,3   45,1   42,3   38,9   39,4   39,5   36,5   41,4   34,0   37,2   39,1   37,6 4
  12,3   19,4   25,2   17,2   20,5   19,0   17,9   13,2   17,7   16,3   17,7   17,8 5
  17,6   12,1   10,5   18,4   11,3   12,3   11,8   14,6   11,2   16,8   6,4   14,6 6

  4,3   3,4   2,3   4,8   2,2   2,3   1,7   6,1   1,8   3,5   1,2   3,0 7

Prozent kumuliert
  28,5   20,1   19,7   20,7   26,5   27,0   32,1   24,8   35,2   26,1   35,6   27,0 8
  65,8   65,2   62,0   59,6   66,0   66,5   68,6   66,1   69,2   63,3   74,7   64,6 9
  78,0   84,5   87,1   76,8   86,4   85,4   86,5   79,3   86,9   79,7   92,4   82,4 10
  95,7   96,6   97,7   95,2   97,8   97,7   98,3   93,9   98,2   96,5   98,8   97,0 11

Anzahl

  255  1 054  3 218   596  2 949  7 337  1 220   200  1 280   971   813   700 12
  9,0   7,1   7,1   8,7   6,8   6,4   6,2   9,8   6,5   8,2   5,2   7,4 13

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  2,7   5,7   3,2   1,5   2,8   4,6   3,0   3,0   4,5   2,5   3,9   2,4 14
  2,7   2,8   6,2   2,5   7,4   11,9   7,8   6,5   8,8   3,2   15,1   4,4 15

  12,2   41,0   42,4   25,0   45,6   41,3   48,4   23,0   41,3   25,4   56,2   37,1 16
  63,5   39,8   39,7   59,2   34,4   34,0   35,5   43,0   38,0   57,4   19,4   44,7 17
  18,8   10,7   8,6   11,7   9,8   8,3   5,2   24,5   7,3   11,5   5,3   11,3 18

Prozent kumuliert
  2,7   5,7   3,2   1,5   2,8   4,6   3,0   3,0   4,5   2,5   3,9   2,4 19
  5,5   8,4   9,4   4,0   10,2   16,4   10,8   9,5   13,3   5,7   19,1   6,9 20

  17,6   49,4   51,7   29,0   55,8   57,7   59,3   32,5   54,6   31,1   75,3   44,0 21
  81,2   89,3   91,4   88,3   90,2   91,7   94,8   75,5   92,7   88,5   94,7   88,7 22

Bestandsstreitigkeiten (§ 61a ArbGG)1)

Anzahl

 2 539  7 846  18 379  4 424  18 157  55 394  9 167  2 687  9 071  5 589  6 529  5 241 23
  3,2   3,0   2,7   3,4   2,7   2,8   2,6   3,3   2,6   3,3   2,2   3,1 24

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  27,7   20,9   23,3   21,0   29,0   27,6   32,3   25,1   35,0   24,1   36,5   27,4 25
  39,5   48,0   46,8   42,6   40,8   42,2   38,9   43,5   36,7   40,1   41,3   40,5 26
  13,2   19,7   19,4   18,8   20,2   18,5   18,0   14,2   17,3   17,7   16,6   17,5 27
  17,0   9,5   9,5   15,1   8,9   10,2   9,4   13,5   9,8   15,3   4,9   12,2 28

  2,7   1,9   1,0   2,6   1,1   1,5   1,4   3,7   1,3   2,8   0,8   2,5 29

Prozent kumuliert
  27,7   20,9   23,3   21,0   29,0   27,6   32,3   25,1   35,0   24,1   36,5   27,4 30
  67,2   68,9   70,1   63,6   69,8   69,8   71,2   68,6   71,6   64,2   77,7   67,8 31
  80,3   88,5   89,5   82,4   90,0   88,3   89,2   82,8   88,9   81,9   94,3   85,3 32
  97,3   98,1   99,0   97,4   98,9   98,5   98,6   96,3   98,7   97,2   99,2   97,5 33

Anzahl

  133   507  1 240   275  1 354  3 234   489   98   611   427   353   316 34
  8,4   7,0   6,3   7,6   6,5   6,3   6,2   9,9   6,4   8,1   5,3   7,6 35

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  3,8   2,8   1,6   2,5   2,2   2,2   1,6   2,0   3,3   0,5   2,3   2,2 36
  2,3   1,6   4,8   4,0   6,1   8,8   9,0   5,1   10,3   3,3   11,6   2,8 37

  15,0   50,1   49,7   32,4   47,3   46,6   51,7   27,6   44,5   30,0   60,9   39,2 38
  63,9   36,9   40,1   52,0   39,6   35,7   31,7   39,8   35,2   53,9   20,1   43,0 39
  15,0   8,7   3,9   9,1   4,8   6,7   5,9   25,5   6,7   12,4   5,1   12,7 40

Prozent kumuliert
  3,8   2,8   1,6   2,5   2,2   2,2   1,6   2,0   3,3   0,5   2,3   2,2 41
  6,0   4,3   6,4   6,5   8,3   10,9   10,6   7,1   13,6   3,7   13,9   5,1 42

  21,1   54,4   56,0   38,9   55,6   57,5   62,4   34,7   58,1   33,7   74,8   44,3 43
  85,0   91,3   96,1   90,9   95,2   93,3   94,1   74,5   93,3   87,6   94,9   87,3 44

Schleswig-
Holstein 

Sachsen
Rheinland-

Pfalz
Bremen

Nordrhein-
Westfalen

Sachsen-
Anhalt

Saarland
Lfd.
Nr.

Thüringen
Nieder-
sachsen

Hamburg Hessen
Mecklen-

burg-
Vorpommern
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
noch: 2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Kündigungen1)

Anzahl

45 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  206 486  25 082  28 954  9 406  5 574 
46 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   2,7   2,5   2,7   2,8   2,4 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100 100 100 100
47             bis    1  ....................................................................   29,3   34,5   29,1   31,9   37,7 
48          1   -      3   ....................................................................   42,1   40,3   43,2   38,8   36,5 
49          3   -      6  ....................................................................   17,6   15,6   16,2   18,4   17,8 
50          6   -    12   ...................................................................   9,6   8,6   9,8   9,1   6,7 
51       mehr als 12 Monate   ....................................................   1,4   1,1   1,7   1,8   1,2 

Prozent kumuliert
52             bis    1  ....................................................................   29,3   34,5   29,1   31,9   37,7 
53          1   -      3   ....................................................................   71,4   74,8   72,3   70,7   74,2 
54          3   -      6  ....................................................................   89,0   90,3   88,5   89,1   92,1 
55          6   -    12   ...................................................................   98,6   98,9   98,3   98,2   98,8 

Anzahl

56 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  10 892  1 148  1 012   685   349 
57 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   6,7   6,7   8,0   6,0   6,0 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100 100 100 100
58             bis    1  ....................................................................   0,8   1,6   1,1   0,9   0,6 
59          1   -      3   ....................................................................   7,0   5,4   4,3   11,5   10,9 
60          3   -      6  ....................................................................   45,7   43,3   33,9   50,5   52,1 
61          6   -    12   ...................................................................   39,2   43,6   48,1   30,7   31,5 
62       mehr als 12 Monate   ....................................................   7,3   6,1   12,5   6,4   4,9 

Prozent kumuliert
63             bis    1  ....................................................................   0,8   1,6   1,1   0,9   0,6 
64          1   -      3   ....................................................................   7,8   7,0   5,4   12,4   11,5 
65          3   -      6  ....................................................................   53,5   50,3   39,3   62,9   63,6 
66          6   -    12   ...................................................................   92,7   93,9   87,5   93,6   95,1 

Bestandsstreitigkeiten und Zahlungsklagen
Anzahl

67 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  20 723  2 567  2 984   587   519 
68 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   3,6   3,4   3,9   3,1   3,3 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
69             bis    1  ....................................................................   20,9   25,6   19,6   26,4   28,9 
70          1   -      3   ....................................................................   37,6   36,2   36,6   38,5   31,4 
71          3   -      6  ....................................................................   22,4   20,6   21,9   20,6   24,1 
42          6   -    12   ...................................................................   16,0   15,2   18,0   12,3   11,6 
73       mehr als 12 Monate   ....................................................   3,1   2,5   3,9   2,2   4,0 

Prozent kumuliert
74             bis    1  ....................................................................   20,9   25,6   19,6   26,4   28,9 
75          1   -      3   ....................................................................   58,5   61,7   56,2   64,9   60,3 
76          3   -      6  ....................................................................   80,9   82,4   78,1   85,5   84,4 
77          6   -    12   ...................................................................   96,9   97,5   96,1   97,8   96,0 

Anzahl

78 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  1 528   196   186   43   40 
79 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   7,5   7,2   8,9   6,1   6,6 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
80             bis    1  ....................................................................   0,7 -   2,2   4,7   2,5 
81          1   -      3   ....................................................................   6,2   6,1   4,3   16,3   2,5 
82          3   -      6  ....................................................................   39,6   35,2   24,2   41,9   50,0 
83          6   -    12   ...................................................................   42,0   52,0   52,7   27,9   32,5 
84       mehr als 12 Monate   ....................................................   11,5   6,6   16,7   9,3   12,5 

Prozent kumuliert
85             bis    1  ....................................................................   0,7 -   2,2   4,7   2,5 
86          1   -      3   ....................................................................   6,9   6,1   6,5   20,9   5,0 
87          3   -      6  ....................................................................   46,5   41,3   30,6   62,8   55,0 
88          6   -    12   ...................................................................   88,5   93,4   83,3   90,7   87,5 

_____________
*) Einschl. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz. 1) Auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen.

Baden-
Württemberg Bayern Berlin  Brandenburg

Lfd.
Nr.

Verfahrensdauer  Deutschland
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
noch: 2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Kündigungen1)

Anzahl

 2 326  7 631  17 389  4 143  17 128  52 740  8 580  2 493  8 410  5 390  6 331  4 909 45
  3,1   3,0   2,7   3,3   2,6   2,7   2,6   3,2   2,5   3,3   2,2   2,9 46

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  28,2   20,9   23,6   20,7   29,5   27,9   32,5   25,6   35,5   24,4   36,9   28,0 47
  40,5   48,5   47,3   43,0   41,1   42,7   39,1   44,2   37,3   40,4   41,2   41,2 48
  12,6   19,5   19,0   18,8   19,9   18,2   17,8   13,9   17,0   17,6   16,3   17,0 49
  16,4   9,3   9,1   14,9   8,4   9,9   9,2   12,8   9,0   14,9   4,9   11,8 50

  2,2   1,8   0,9   2,5   1,0   1,4   1,4   3,5   1,3   2,7   0,7   2,0 51

Prozent kumuliert
  28,2   20,9   23,6   20,7   29,5   27,9   32,5   25,6   35,5   24,4   36,9   28,0 52
  68,7   69,5   70,9   63,8   70,6   70,5   71,6   69,8   72,8   64,8   78,1   69,2 53
  81,4   88,9   89,9   82,5   90,6   88,7   89,4   83,8   89,8   82,4   94,4   86,2 54
  97,8   98,2   99,1   97,5   99,0   98,6   98,6   96,5   98,7   97,3   99,3   98,0 55

Anzahl

  97   454  1 077   239  1 115  2 790   407   77   488   381   327   246 56
  8,3   7,0   6,3   7,8   6,5   6,4   6,3   10,2   6,5   8,2   5,4   7,4 57

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  2,1   1,8   0,5   0,4   0,2   0,5   1,0 -   1,4 -   1,8 - 58
  2,1   1,3   4,9   2,9   6,2   8,9   8,8   3,9   10,9   3,4   11,6   3,7 59

  14,4   50,7   49,3   32,2   50,5   47,3   52,1   35,1   45,7   29,7   60,9   41,5 60
  69,1   37,7   41,6   55,2   38,1   36,5   31,9   33,8   34,0   54,3   20,2   44,7 61
  12,4   8,6   3,7   9,2   5,0   6,9   6,1   27,3   8,0   12,6   5,5   10,2 62

Prozent kumuliert
  2,1   1,8   0,5   0,4   0,2   0,5   1,0 -   1,4 -   1,8 - 63
  4,1   3,1   5,4   3,3   6,4   9,4   9,8   3,9   12,3   3,4   13,5   3,7 64

  18,6   53,7   54,7   35,6   56,9   56,7   61,9   39,0   58,0   33,1   74,3   45,1 65
  87,6   91,4   96,3   90,8   95,0   93,1   93,9   72,7   92,0   87,4   94,5   89,8 66

Bestandsstreitigkeiten und Zahlungsklagen
Anzahl

  204   704  1 717   451  1 987  5 348   945   275   776   585   667   407 67
  4,4   3,7   3,6   4,3   3,5   3,6   3,4   4,1   3,6   4,3   2,7   4,7 68

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  15,2   15,9   15,8   15,3   18,9   20,5   23,1   20,0   26,2   17,4   27,7   16,2 69
  43,1   44,3   41,2   36,4   37,6   38,6   36,6   38,9   30,9   34,7   40,5   33,7 70
  12,7   21,0   25,0   25,1   27,3   22,1   22,8   16,4   22,7   17,9   22,0   19,2 71
  20,6   15,5   15,7   18,0   13,7   15,6   15,2   21,1   17,9   25,0   8,2   25,1 42

  8,3   3,3   2,3   5,3   2,5   3,2   2,3   3,6   2,3   5,0   1,5   5,9 73

Prozent kumuliert
  15,2   15,9   15,8   15,3   18,9   20,5   23,1   20,0   26,2   17,4   27,7   16,2 74
  58,3   60,2   57,0   51,7   56,5   59,1   59,7   58,9   57,1   52,1   68,2   49,9 75
  71,1   81,3   82,0   76,7   83,8   81,3   82,4   75,3   79,8   70,1   90,3   69,0 76
  91,7   96,7   97,7   94,7   97,5   96,8   97,7   96,4   97,7   95,0   98,5   94,1 77

Anzahl

  13   65   152   57   138   365   60   12   64   64   43   30 78
  11,4   8,1   7,1   7,8   7,4   7,2   6,1   13,9   6,9   9,1   6,0   8,6 79

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
-   1,5   0,7 - - -   1,7 -   1,6 - - - 80
-   3,1   7,2   3,5   2,9   6,8   13,3 -   9,4   3,1   14,0 - 81

  7,7   38,5   46,7   54,4   54,3   40,8   48,3   16,7   35,9   23,4   51,2   33,3 82
  46,2   41,5   37,5   28,1   31,2   42,2   30,0   50,0   46,9   54,7   25,6   46,7 83
  46,2   15,4   7,9   14,0   11,6   10,1   6,7   33,3   6,3   18,8   9,3   20,0 84

Prozent kumuliert
-   1,5   0,7 - - -   1,7 -   1,6 - - - 85
-   4,6   7,9   3,5   2,9   6,8   15,0 -   10,9   3,1   14,0 - 86

  7,7   43,1   54,6   57,9   57,2   47,7   63,3   16,7   46,9   26,6   65,1   33,3 87
  53,8   84,6   92,1   86,0   88,4   89,9   93,3   66,7   93,8   81,3   90,7   80,0 88

Schleswig-
Holstein 

Saarland
Lfd.
Nr.

ThüringenSachsen
Sachsen-

Anhalt
Rheinland-

Pfalz
Hamburg Hessen
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
noch: 2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Isolierte Zahlungsklagen
Anzahl

89 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  92 174  9 268  15 362  3 420  2 465 
90 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   3,4   3,2   3,2   3,1   2,7 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
91             bis    1  ....................................................................   27,8   30,7   29,4   32,0   39,6 
92          1   -      3   ....................................................................   36,5   37,9   35,8   36,7   31,5 
93          3   -      6  ....................................................................   17,9   16,4   16,4   16,4   17,6 
94          6   -    12   ...................................................................   14,6   12,5   15,5   11,8   9,2 
95       mehr als 12 Monate   ....................................................   3,2   2,4   2,8   3,2   2,1 

Prozent kumuliert
96             bis    1  ....................................................................   27,8   30,7   29,4   32,0   39,6 
97          1   -      3   ....................................................................   64,3   68,6   65,2   68,7   71,1 
98          3   -      6  ....................................................................   82,2   85,1   81,6   85,1   88,7 
99          6   -    12   ...................................................................   96,8   97,6   97,2   96,8   97,9 

Anzahl

100 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  8 135   847   813   283   208 
101 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   7,1   6,2   8,2   6,7   6,5 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
102             bis    1  ....................................................................   2,1   2,6   2,0   1,8   4,8 
103          1   -      3   ....................................................................   9,7   12,0   6,6   11,7   13,9 
104          3   -      6  ....................................................................   38,0   41,3   31,1   39,2   44,7 
105          6   -    12   ...................................................................   39,3   37,1   44,5   37,1   26,9 
106       mehr als 12 Monate   ....................................................   10,9   7,0   15,7   10,2   9,6 

Prozent kumuliert
107             bis    1  ....................................................................   2,1   2,6   2,0   1,8   4,8 
108          1   -      3   ....................................................................   11,8   14,6   8,6   13,4   18,8 
109          3   -      6  ....................................................................   49,8   56,0   39,7   52,7   63,5 
110          6   -    12   ...................................................................   89,1   93,0   84,3   89,8   90,4 

Tarifliche Eingruppierung1)

Anzahl

111 Erledigte Verfahren insgesamt  ..........................................  3 076   174   196   316   121 
112 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   6,3   4,7   6,4   8,1   6,5 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
113             bis    1  ....................................................................   9,9   12,1   9,7   8,5   7,4 
114          1   -      3   ....................................................................   20,1   19,5   18,9   10,8   16,5 
115          3   -      6  ....................................................................   29,0   39,7   25,5   24,1   36,4 
116          6   -    12   ...................................................................   29,1   24,1   34,2   39,2   26,4 
117       mehr als 12 Monate   ....................................................   11,9   4,6   11,7   17,4   13,2 

Prozent kumuliert
118             bis    1  ....................................................................   9,9   12,1   9,7   8,5   7,4 
119          1   -      3   ....................................................................   30,0   31,6   28,6   19,3   24,0 
120          3   -      6  ....................................................................   59,0   71,3   54,1   43,4   60,3 
121          6   -    12   ...................................................................   88,1   95,4   88,3   82,6   86,8 

Anzahl

122 Durch streitiges Urteil erledigte Verfahren zusammen ........  1 024   63   57   101   45 
123 Durchschnittsdauer in Monaten  ........................................   7,2   6,4   8,1   8,0   6,7 

Prozent

Verfahrensdauer mehr als ... bis ... Monate 100 100   100   100   100 
124             bis    1  ....................................................................   0,3 - -   1,0 - 
125          1   -      3   ....................................................................   5,7   1,6   1,8   2,0   4,4 
126          3   -      6  ....................................................................   43,9   54,0   22,8   39,6   46,7 
127          6   -    12   ...................................................................   39,3   36,5   61,4   38,6   40,0 
128       mehr als 12 Monate   ....................................................   10,8   7,9   14,0   18,8   8,9 

Prozent kumuliert
129             bis    1  ....................................................................   0,3 - -   1,0 - 
130          1   -      3   ....................................................................   6,0   1,6   1,8   3,0   4,4 
131          3   -      6  ....................................................................   49,9   55,6   24,6   42,6   51,1 
132          6   -    12   ...................................................................   89,2   92,1   86,0   81,2   91,1 

_____________
*) Einschl. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz. 1) Auch in Kombination mit weiteren Verfahrensgegenständen.

Lfd.
Nr.

Verfahrensdauer  Deutschland
Baden-

Württemberg Bayern Berlin  Brandenburg
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2 Vor dem Arbeitsgericht 2014 erledigte Urteilsverfahren*)
noch: 2.3 Verfahrensdauer nach Ländern

Isolierte Zahlungsklagen
Anzahl

 1 049  2 525  6 467  1 890  8 206  23 457  4 518   957  4 503  3 096  2 452  2 539 89
  3,8   4,1   3,5   4,1   3,5   3,5   2,9   4,6   3,0   3,5   2,6   3,6 90

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  29,4   17,9   19,7   21,3   22,7   25,7   32,9   23,8   36,6   29,7   35,2   27,3 91
  35,6   42,7   42,2   38,6   38,4   35,5   35,3   37,2   30,8   35,5   36,9   34,6 92
  10,3   17,1   21,3   14,8   21,1   19,9   15,9   12,3   17,1   14,4   17,2   17,0 93
  18,6   15,8   14,0   21,0   13,1   15,9   14,1   17,5   13,3   17,0   9,1   17,9 94

  6,2   6,4   2,9   4,3   4,7   3,0   1,7   9,2   2,2   3,5   1,7   3,2 95

Prozent kumuliert
  29,4   17,9   19,7   21,3   22,7   25,7   32,9   23,8   36,6   29,7   35,2   27,3 96
  64,9   60,7   61,8   59,9   61,1   61,2   68,2   61,0   67,4   65,2   72,1   62,0 97
  75,2   77,8   83,1   74,7   82,2   81,1   84,1   73,4   84,5   79,6   89,3   78,9 98
  93,8   93,6   97,1   95,7   95,3   97,0   98,3   90,8   97,8   96,5   98,3   96,8 99

Anzahl

  70   262   766   137  1 021  2 198   344   60   387   313   215   211 100
  10,0   8,1   6,8   8,6   7,6   6,8   6,5   9,3   7,0   8,5   5,2   7,1 101

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
-   2,7   0,9 -   0,9   3,2   1,7   3,3   1,3   0,6   4,2   0,9 102

  2,9   2,3   7,2   1,5   10,1   12,1   10,2   6,7   7,8   4,2   21,9   2,8 103
  4,3   34,7   43,1   25,5   40,8   38,4   45,1   18,3   37,0   24,0   46,5   37,4 104

  67,1   45,0   42,2   60,6   29,9   36,8   37,5   53,3   45,5   58,8   21,9   50,7 105
  25,7   15,3   6,7   12,4   18,3   9,5   5,5   18,3   8,5   12,5   5,6   8,1 106

Prozent kumuliert
-   2,7   0,9 -   0,9   3,2   1,7   3,3   1,3   0,6   4,2   0,9 107

  2,9   5,0   8,1   1,5   11,0   15,3   11,9   10,0   9,0   4,8   26,0   3,8 108
  7,1   39,7   51,2   27,0   51,8   53,7   57,0   28,3   46,0   28,8   72,6   41,2 109

  74,3   84,7   93,3   87,6   81,7   90,5   94,5   81,7   91,5   87,5   94,4   91,9 110

Tarifliche Eingruppierung1)

Anzahl

  51   34   363   312   343   461   123   78   152   123   111   118 111
  9,8   7,2   5,1   9,7   3,8   5,7   6,4   7,4   5,1   7,7   4,5   5,8 112

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
  9,8   2,9   6,9   4,8   24,5   9,8   7,3   5,1   8,6   11,4   5,4   7,6 113
  7,8   26,5   22,0   14,4   35,9   20,8   17,9   28,2   19,7   8,9   28,8   15,3 114

  11,8   14,7   41,9   13,1   22,2   28,6   35,8   16,7   44,7   18,7   44,1   38,1 115
  37,3   41,2   25,9   32,1   13,4   32,8   28,5   32,1   22,4   45,5   18,0   29,7 116
  33,3   14,7   3,3   35,6   4,1   8,0   10,6   17,9   4,6   15,4   3,6   9,3 117

Prozent kumuliert
  9,8   2,9   6,9   4,8   24,5   9,8   7,3   5,1   8,6   11,4   5,4   7,6 118

  17,6   29,4   28,9   19,2   60,3   30,6   25,2   33,3   28,3   20,3   34,2   22,9 119
  29,4   44,1   70,8   32,4   82,5   59,2   61,0   50,0   73,0   39,0   78,4   61,0 120
  66,7   85,3   96,7   64,4   95,9   92,0   89,4   82,1   95,4   84,6   96,4   90,7 121

Anzahl

  16   12   145   45   79   166   52   17   68   49   60   49 122
  10,8   9,4   5,8   12,6   7,3   6,9   6,3   8,3   6,1   8,8   4,7   7,8 123

Prozent

100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
- -   0,7 - -   0,6 - - - - - - 124
- -   15,9 -   2,5   5,4 -   5,9   4,4 -   20,0   4,1 125

  12,5   8,3   51,0   20,0   60,8   41,6   57,7   23,5   60,3   16,3   60,0   40,8 126
  62,5   66,7   29,0   40,0   29,1   42,2   40,4   52,9   29,4   73,5   18,3   38,8 127
  25,0   25,0   3,4   40,0   7,6   10,2   1,9   17,6   5,9   10,2   1,7   16,3 128

Prozent kumuliert
- -   0,7 - -   0,6 - - - - - - 129
- -   16,6 -   2,5   6,0 -   5,9   4,4 -   20,0   4,1 130

  12,5   8,3   67,6   20,0   63,3   47,6   57,7   29,4   64,7   16,3   80,0   44,9 131
  75,0   75,0   96,6   60,0   92,4   89,8   98,1   82,4   94,1   89,8   98,3   83,7 132

Sachsen-
Anhalt

Schleswig-
Holstein 

Rheinland-
Pfalz

Thüringen
Lfd.
Nr.

Saarland Sachsen
Nieder-
sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Bremen Hamburg Hessen
Mecklen-

burg-
Vorpommern

Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2.8, 2014
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4 7

56 20

60 27

43 23

17 4

17 41

4 2

276 289



Auszug aus dem Wortlaut der in den Tabellen erwähnten Gesetzestexte 
Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) 
 
§ 11a. Beiordnung eines Rechtsanwalts, 
Prozesskostenhilfe. 
(1) 1Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die 
Prozesskostenhilfe und über die grenzüberschreitende 
Prozesskostenhilfe innerhalb der Europäischen Union 
nach der Richtlinie 2003/8/EG gelten in Verfahren vor 
den Gerichten für Arbeitssachen entsprechend. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird 
ermächtigt, zur Vereinfachung und Vereinheitlichung 
des Verfahrens durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Formulare für die Erklärung der 
Partei über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse (§ 117 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung) einzu-
führen. 
 
§ 61a. Besondere Prozessförderung in Kündigungsver-
fahren. 
(1) 1 Verfahren in Rechtsstreitigkeiten über das Beste-
hen, das Nichtbestehen oder die Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses sind nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften vorrangig zu erledigen. 
 
(2) 1 Die Güteverhandlung soll innerhalb von zwei Wo-
chen nach Klageerhebung stattfinden. 
(3) 1 Ist die Güteverhandlung erfolglos oder wird das 
Verfahren nicht in einer sich unmittelbar anschließen-
den weiteren Verhandlung abgeschlossen, fordert der 
Vorsitzende den Beklagten auf, binnen einer angemes-
senen Frist, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss, im einzelnen unter Beweisantritt schriftlich die 
Klage zu erwidern, wenn der Beklagte noch nicht oder 
nicht ausreichend auf die Klage erwidert hat. 
 
(4) 1 Der Vorsitzende kann dem Kläger eine angemes-
sene Frist, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss, zur schriftlichen Stellungnahme auf die Klage-
erwiderung setzen. 
 
(5) 1 Angriffs- und Verteidigungsmittel, die erst nach 
Ablauf der nach Absatz 3 oder 4 gesetzten Fristen vor-
gebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn nach der 
freien Überzeugung des Gerichts ihre Zulassung die 
Erledigung des Rechtsstreits nicht verzögert oder wenn 
die Partei die Verspätung genügend entschuldigt. 
 
(6) 1 Die Parteien sind über die Folgen der Versäumung 
der nach Absatz 3 oder 4 gesetzten Fristen zu belehren. 
 
§ 64. Grundsatz. 
... 
(8) 1 Berufungen in Rechtsstreitigkeiten über das Be-
stehen, das Nichtbestehen oder die Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses sind vorrangig zu erledigen.

§ 72a. Nichtzulassungsbeschwerde. 
(1) 1 Die Nichtzulassung der Revision durch das Lan-
desarbeitsgericht kann selbständig durch Beschwerde 
angefochten werden. 
 
(2) 1 Die Beschwerde ist bei dem Bundesarbeitsgericht 
innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustel-
lung des in vollständiger Form abgefassten Urteils 
schriftlich einzulegen. 2 Der Beschwerdeschrift soll eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des Urteils 
beigefügt werden, gegen das die Revision eingelegt 
werden soll. 
 
(3) 1 Die Beschwerde ist innerhalb einer Notfrist von 
zwei Monaten nach Zustellung des in vollständiger 
Form abgefassten Urteils zu begründen. 2 Die Begrün-
dung muss enthalten: 
1.  die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung einer 

Rechtsfrage und deren Entscheidungserheblichkeit, 
2.  die Bezeichnung der Entscheidung, von der das 

Urteil des Landesarbeitsgerichts abweicht, oder 
.  die Darlegung eines absoluten Revisionsgrundes 

nach § 547 Nr. 1 bis 5 der Zivilprozessordnung oder 
der Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör 
und der Entscheidungserheblichkeit der Verletzung. 

 
(4) 1 Die Einlegung der Beschwerde hat aufschiebende 

Wirkung. 2 Die Vorschriften des § 719 Abs. 2 und 3 
der Zivilprozessordnung sind entsprechend anzu-
wenden. 

 
(5) 1 Das Landesarbeitsgericht ist zu einer Änderung 

seiner Entscheidung nicht befugt. 2 Das Bundesar-
beitsgericht entscheidet unter Hinzuziehung der eh-
renamtlichen Richter durch Beschluss, der ohne 
mündliche Verhandlung ergehen kann. 3 Die ehren-
amtlichen Richter wirken nicht mit, wenn die Nicht-
zulassungsbeschwerde als unzulässig verworfen 
wird, weil sie nicht statthaft oder nicht in der ge-
setzlichen Form und Frist eingelegt und begründet 
ist. 4 Dem Beschluss soll eine kurze Begründung 
beigefügt werden. 5 Von einer Begründung kann 
abgesehen werden, wenn sie nicht geeignet wäre, 
zur Klärung der Voraussetzungen beizutragen, unter 
denen eine Revision zuzulassen ist, oder wenn der 
Beschwerde stattgegeben wird. 6 Mit der Ableh-
nung der Beschwerde durch das Bundesarbeitsge-
richt wird das Urteil rechtskräftig.

http://www.buzer.de/gesetz/7030/index.htm
http://www.buzer.de/outb/eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32003L0008:DE:NOT


 
(6) 1 Wird der Beschwerde stattgegeben, so wird das 
Beschwerdeverfahren als Revisionsverfahren fortge-
setzt. 2 In diesem Fall gilt die form- und fristgerechte 
Einlegung der Nichtzulassungsbeschwerde als Einle-
gung der Revision. 3 Mit der Zustellung der Entschei-
dung beginnt die Revisionsbegründungsfrist. 
 
(7) 1 Hat das Landesarbeitsgericht den Anspruch des 
Beschwerdeführers auf rechtliches Gehör in entschei-
dungserheblicher Weise verletzt, so kann das Bundes-
arbeitsgericht abweichend von Absatz 6 in dem der 
Beschwerde stattgebenden Beschluss das angefochte-
ne Urteil aufheben und den Rechtsstreit zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeits-
gericht zurückverweisen. 
 
 
§ 72b. Sofortige Beschwerde wegen verspäteter Ab-
setzung des Berufungsurteils. 
(1) 1 Das Endurteil eines Landesarbeitsgerichts kann 
durch sofortige Beschwerde angefochten werden, wenn 
es nicht binnen fünf Monaten nach der Verkündung 
vollständig abgefasst und mit den Unterschriften sämt-
licher Mitglieder der Kammer versehen der Geschäfts-
stelle übergeben worden ist. 2 § 72a findet keine An-
wendung. 
 
(2) 1 Die sofortige Beschwerde ist innerhalb einer Not-
frist von einem Monat beim Bundesarbeitsgericht ein-
zulegen und zu begründen. 2 Die Frist beginnt mit dem 
Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des 
Urteils des Landesarbeitsgerichts. 3 § 9 Abs. 5 findet 
keine Anwendung. 
 
(3) 1 Die sofortige Beschwerde wird durch Einreichung 
einer Beschwerdeschrift eingelegt. 2 Die Beschwerde-
schrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Ent-
scheidung sowie die Erklärung enthalten, dass Be-
schwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde. 2 
Die Beschwerde kann nur damit begründet werden, 
dass das Urteil des Landesarbeitsgerichts mit Ablauf 
von fünf Monaten nach der Verkündung noch nicht 
vollständig abgefasst und mit den Unterschriften sämt-
licher Mitglieder der Kammer versehen der Geschäfts-
stelle übergeben worden ist. 
 
(4) 1 Über die sofortige Beschwerde entscheidet das 
Bundesarbeitsgericht ohne Hinzuziehung der ehren-
amtlichen Richter durch Beschluss, der ohne mündli-
che Verhandlung ergehen kann. 2 Dem Beschluss soll 
eine kurze Begründung beigefügt werden.

 
§ 77. Revisionsbeschwerde. 
1 Gegen den Beschluss des Landesarbeitsgerichts, der 
die Berufung als unzulässig verwirft, findet die Rechts-
beschwerde nur statt, wenn das Landesarbeitsgericht 
sie in dem Beschluss zugelassen hat. 2 Für die Zulas-
sung der Rechtsbeschwerde gilt § 72 Abs. 2 entspre-
chend. Über die Rechtsbeschwerde entscheidet das 
Bundesarbeitsgericht ohne Zuziehung der ehrenamtli-
chen Richter. 3 Die Vorschriften der Zivilprozessordnung 
über die Rechtsbeschwerde gelten entsprechend. 
 
 
§ 78. Beschwerdeverfahren. 
1 Hinsichtlich der Beschwerde gegen Entscheidungen 
der Arbeitsgerichte oder ihrer Vorsitzenden gelten die 
für die Beschwerde gegen Entscheidungen der Amtsge-
richte maßgebenden Vorschriften der Zivilprozessord-
nung entsprechend. 2 Für die Zulassung der Rechtsbe-
schwerde gilt § 72 Abs. 2 entsprechend. Über die so-
fortige Beschwerde entscheidet das Landesarbeitsge-
richt ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter, 
über die Rechtsbeschwerde das Bundesarbeitsgericht. 
 
 
§ 78a. Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf recht-
liches Gehör. 
(1) 1 Auf die Rüge der durch die Entscheidung be-
schwerten Partei ist das Verfahren fortzuführen, wenn 
1.  ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf 

gegen die Entscheidung nicht gegeben ist und 
2.  das Gericht den Anspruch dieser Partei auf rechtli-

ches Gehör in entscheidungserheblicher Weise ver-
letzt hat. 

2 Gegen eine der Endentscheidung vorausgehende 
Entscheidung findet die Rüge nicht statt. 
 
(2) 1 Die Rüge ist innerhalb einer Notfrist von zwei Wo-
chen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen 
Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlan-
gung ist glaubhaft zu machen. 2 Nach Ablauf eines 
Jahres seit Bekanntgabe der angegriffenen Entschei-
dung kann die Rüge nicht mehr erhoben werden. 
3 Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem 
dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gege-
ben. 4 Die Rüge ist schriftlich bei dem Gericht zu erhe-
ben, dessen Entscheidung angegriffen wird. 5 Die Rüge 
muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und 
das Vorliegen der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten 
Voraussetzungen darlegen. 



(3) 1 Dem Gegner ist, soweit erforderlich, Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

 
(4) 1 Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die 
Rüge an sich statthaft und ob sie in der gesetzlichen 
Form und Frist erhoben ist. 2 Mangelt es an einem die-
ser Erfordernisse, so ist die Rüge als unzulässig zu 
verwerfen. 3 Ist die Rüge unbegründet, weist das Ge-
richt sie zurück. 4 Die Entscheidung ergeht durch unan-
fechtbaren Beschluss. 5 Der Beschluss soll kurz be-
gründet werden. 
 
(5) 1 Ist die Rüge begründet, so hilft ihr das Gericht ab, 
indem es das Verfahren fortführt, soweit dies aufgrund 
der Rüge geboten ist. 2 Das Verfahren wird in die Lage 
zurückversetzt, in der es sich vor dem Schluss der 
mündlichen Verhandlung befand. 3 § 343 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend. 4 In schriftlichen Ver-
fahren tritt an die Stelle des Schlusses der mündlichen 
Verhandlung der Zeitpunkt, bis zu dem Schriftsätze 
eingereicht werden können. 
 
(6) 1 Die Entscheidungen nach den Absätzen 4 und 5 
erfolgen unter Hinzuziehung der ehrenamtlichen Rich-
ter. 2 Die ehrenamtlichen Richter wirken nicht mit, wenn 
die Rüge als unzulässig verworfen wird oder sich gegen 
eine Entscheidung richtet, die ohne Hinzuziehung der 
ehrenamtlichen Richter erlassen wurde. 
 
(7) 1 § 707 der Zivilprozessordnung ist unter der Vo-
raussetzung entsprechend anzuwenden, dass der Be-
klagte glaubhaft macht, dass die Vollstreckung ihm 
einen nicht zu ersetzenden Nachteil bringen würde. 
 
(8) 1 Auf das Beschlussverfahren finden die Absätze 1 
bis 7 entsprechende Anwendung. 
 
§ 83. Verfahren. 
... 
(5) 1 Gegen Beschlüsse und Verfügungen des Arbeitsge-
richts oder seines Vorsitzenden findet die Beschwerde 
nach Maßgabe des § 78 statt. 
 
 
§ 83a. Vergleich, Erledigung des Verfahrens. 
(1) 1 Die Beteiligten können, um das Verfahren ganz 
oder zum Teil zu erledigen, zur Niederschrift des Ge-
richts oder des Vorsitzenden einen Vergleich schlie-
ßen, soweit sie über den Gegenstand des Vergleichs 
verfügen können, oder das Verfahren für erledigt erklä-
ren. 
 
(2) 1 Haben die Beteiligten das Verfahren für erledigt 
erklärt, so ist es vom Vorsitzenden des Arbeitsgerichts 
einzustellen. 2 § 81 Abs. 2 Satz 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 84. Beschluss. 
1 Das Gericht entscheidet nach seiner freien, aus dem 
Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeu-
gung. 2 Der Beschluss ist schriftlich abzufassen. § 60 
ist entsprechend anzuwenden. 
 
 
§ 87. Grundsatz. 
(1) 1 Gegen die das Verfahren beendenden Beschlüsse 
der Arbeitsgerichte findet die Beschwerde an das Lan-
desarbeitsgericht statt. 
 
(2) 1 Für das Beschwerdeverfahren gelten die für das 
Berufungsverfahren maßgebenden Vorschriften über 
die Einlegung der Berufung und ihre Begründung, über 
Prozessfähigkeit, Ladungen, Termine und Fristen, Ab-
lehnung und Ausschließung von Gerichtspersonen, 
Zustellungen, persönliches Erscheinen der Parteien, 
Öffentlichkeit, Befugnisse des Vorsitzenden und der 
ehrenamtlichen Richter, Vorbereitung der streitigen 
Verhandlung, Verhandlung vor der Kammer, Beweis-
aufnahme, gütliche Erledigung des Rechtsstreits, Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand und Wiederauf-
nahme des Verfahrens sowie die Vorschriften des § 85 
über die Zwangsvollstreckung entsprechend. 2 Für die 
Vertretung der Beteiligten gilt § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 
entsprechend. 3 Der Antrag kann jederzeit mit Zustim-
mung der anderen Beteiligten zurückgenommen wer-
den; § 81 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Absatz 3 ist entspre-
chend anzuwenden. 
 
(3) 1 In erster Instanz zu Recht zurückgewiesenes Vor-
bringen bleibt ausgeschlossen. 
2 Neues Vorbringen, das im ersten Rechtszug entgegen 
einer hierfür nach § 83 Abs. 1a gesetzten Frist nicht 
vorgebracht wurde, kann zurückgewiesen werden, 
wenn seine Zulassung nach der freien Überzeugung 
des Landesarbeitsgerichts die Erledigung des Be-
schlussverfahrens verzögern würde und der Beteiligte 
die Verzögerung nicht genügend entschuldigt. 3 Soweit 
neues Vorbringen nach Satz 2 zulässig ist, muss es der 
Beschwerdeführer in der Beschwerdebegründung, der 
Beschwerdegegner in der Beschwerdebeantwortung 
vortragen. 4 Wird es später vorgebracht, kann es zu-
rückgewiesen werden, wenn die Möglichkeit es vorzu-
tragen vor der Beschwerdebegründung oder der Be-
schwerdebeantwortung entstanden ist und das verspä-
tete Vorbringen nach der freien Überzeugung des Lan-
desarbeitsgerichts die Erledigung des Rechtsstreits 
verzögern würde und auf dem Verschulden des Betei-
ligten beruht. 
 
(4) 1 Die Einlegung der Beschwerde hat aufschiebende 
Wirkung; § 85 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 



§ 90. Verfahren. 
... 
(2) 1 Für das Verfahren sind die §§ 83 und 83a entspre-
chend anzuwenden. 
 
§ 91. Entscheidung. 
(1) 1 Über die Beschwerde entscheidet das Landesar-
beitsgericht durch Beschluss. 2 Eine Zurückverweisung 
ist nicht zulässig. 3 § 84 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) 1 Der Beschluss nebst Gründen ist von den Mitglie-
dern der Kammer zu unterschreiben und den Beteilig-
ten zuzustellen. 2 § 69 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
§ 92. Rechtsbeschwerdeverfahren, Grundsatz. 
(1) 1 Gegen den das Verfahren beendenden Beschluss 
eines Landesarbeitsgerichts findet die Rechtsbe-
schwerde an das Bundesarbeitsgericht statt, wenn sie 
in dem Beschluss des Landesarbeitsgerichts oder in 
dem Beschluss des Bundesarbeitsgerichts nach 
§ 92a Satz 2 zugelassen wird. 2 § 72 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 3 In den 
Fällen des § 85 Abs. 2 findet die Rechtsbeschwerde 
nicht statt. 

 
(2) 1 Für das Rechtsbeschwerdeverfahren gelten die für 
das Revisionsverfahren maßgebenden Vorschriften 
über Einlegung der Revision und ihre Begründung, 
Prozessfähigkeit, Ladung, Termine und Fristen, Ableh-
nung und Ausschließung von Gerichtspersonen, Zustel-
lungen, persönliches Erscheinen der Parteien, Öffent-
lichkeit, Befugnisse des Vorsitzenden und der Beisit-
zer, gütliche Erledigung des Rechtsstreits, Wiederein-
setzung in den vorigen Stand und Wiederaufnahme des 
Verfahrens sowie die Vorschriften des § 85 über die 
Zwangsvollstreckung entsprechend, soweit sich aus 
den §§ 93 bis 96 nichts anderes ergibt. 2 Für die Vertre-
tung der Beteiligten gilt § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 ent-
sprechend. Der Antrag kann jederzeit mit Zustimmung 
der anderen Beteiligten zurückgenommen werden; 
§ 81 Abs. 2 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 
 
(3) 1 Die Einlegung der Rechtsbeschwerde hat auf-
schiebende Wirkung. 2 § 85 Abs. 1 Satz 2 bleibt unbe-
rührt. 
 
§ 94. Einlegung. 
(1) 1 Für die Einlegung und Begründung der Rechtsbe-
schwerde gilt § 11 Abs. 4 und 5 entsprechend. 
 
(2) 1 Die Rechtsbeschwerdeschrift muss den Beschluss 
bezeichnen, gegen den die Rechtsbeschwerde gerich-
tet ist, und die Erklärung enthalten, dass gegen diesen 
Beschluss die Rechtsbeschwerde eingelegt werde. 2 Die 
Rechtsbeschwerdebegründung muss angeben, inwie-
weit die Abänderung des angefochtenen Beschlusses 
beantragt wird, welche Bestimmungen verletzt sein 
sollen und worin die Verletzung bestehen soll. 
3 § 74 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) 1 Die Rechtsbeschwerde kann jederzeit in der für 
ihre Einlegung vorgeschriebenen Form zurückgenom-
men werden. 2 Im Falle der Zurücknahme stellt der Vor-
sitzende das Verfahren ein. 3 Er gibt hiervon den Betei-
ligten Kenntnis, soweit ihnen die Rechtsbeschwerde 
zugestellt worden ist. 
 
 
 
§ 98. Entscheidung über die Besetzung der Einigungs-
stelle. 
... 
(2) 1 Gegen die Entscheidungen des Vorsitzenden findet 
die Beschwerde an das Landesarbeitsgericht statt. 
2 Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen einzulegen und zu begründen. 3 Für das Ver-
fahren gelten § 87 Abs. 2 und 3 und die §§ 88 bis 
90 Abs. 1 und 2 sowie § 91 Abs. 1 und 2 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Kammer des 
Landesarbeitsgericht der Vorsitzende tritt. 4 Gegen 
dessen Entscheidungen findet kein Rechtsmittel statt. 
 
 
§ 109. Zwangsvollstreckung. 
(1) 1 Die Zwangsvollstreckung findet aus dem Schieds-
spruch oder aus einem vor dem Schiedsgericht ge-
schlossenen Vergleich nur statt, wenn der Schieds-
spruch oder der Vergleich von dem Vorsitzenden des 
Arbeitsgerichts, das für die Geltendmachung des An-
spruchs zuständig wäre, für vollstreckbar erklärt wor-
den ist. 2 Der Vorsitzende hat vor der Erklärung den 
Gegner zu hören. 3 Wird nachgewiesen, dass auf Auf-
hebung des Schiedsspruchs geklagt ist, so ist die Ent-
scheidung bis zur Erledigung dieses Rechtsstreits aus-
zusetzen. 
(2) 1 Die Entscheidung des Vorsitzenden ist endgültig.  
2 Sie ist den Parteien zuzustellen. 
§ 110. Aufhebungsklage. 
(1) 1 Auf Aufhebung des Schiedsspruchs kann geklagt 
werden, 
1.  wenn das schiedsgerichtliche Verfahren unzulässig 

war; 
2.  wenn der Schiedsspruch auf der Verletzung einer 

Rechtsnorm beruht; 
3.  wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter denen 

gegen ein gerichtliches Urteil nach § 580 Nr. 1 bis 6 
der Zivilprozessordnung die Restitutionsklage zu-
lässig wäre. 

 
 
(2) 1 Für die Klage ist das Arbeitsgericht zuständig, das 
für die Geltendmachung des Anspruchs zuständig wä-
re.  
(3) 1 Die Klage ist binnen einer Notfrist von zwei Wo-
chen zu erheben. 2 Die Frist beginnt in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit der Zustellung des Schieds-
spruchs. nach Ablauf von zehn Jahren, von der Zustel-
lung des Schiedsspruchs an gerechnet, ist die Klage 
unstatthaft. 3 Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 beginnt sie 
mit der Rechtskraft des Urteils, das die Verurteilung 
wegen der Straftat ausspricht, oder mit dem 



Tag, an dem der Partei bekannt geworden ist, dass die 
Einleitung oder die Durchführung des Verfahrens nicht 
erfolgen kann; 
(4) 1 Ist der Schiedsspruch für vollstreckbar erklärt, so 
ist in dem der Klage stattgebenden Urteil auch die 
Aufhebung der Vollstreckbarkeitserklärung auszuspre-
chen. 
 
 
Heimarbeitsgesetz (HAG) 
 
§ 25. Klagebefugnis der Länder. 
1 Das Land, vertreten durch die oberste Arbeitsbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle, kann im eigenen 
Namen den Anspruch auf Nachzahlung des Minderbe-
trags an den Berechtigten gerichtlich geltend machen. 
2 Das Urteil wirkt auch für und gegen den in Heimarbeit 
Beschäftigten oder den Gleichgestellten. 3 § 24 Satz 3 
gilt entsprechend. 
 
Gesetz über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedin-
gungen (MindArbBedG) 
 
§ 14. Gerichtliche Geltendmachung des Anspruchs aus 
Mindestarbeitsbedingungen. 
(1) Soweit eine Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 3 auf 
das Arbeitsverhältnis Anwendung findet, ist der Arbeit-
geber verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der tägli-
chen Arbeitszeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen und 
diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzube-
wahren. 
(2) Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, die für die Kontrol-
le der Einhaltung einer Rechtsverordnung nach 
§ 4Abs. 3 erforderlichen Unterlagen im Inland für die 
gesamte Dauer der tatsächlichen Beschäftigung der 
Arbeitnehmer im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
mindestens für die Dauer der gesamten Werk- oder 
Dienstleistung, insgesamt jedoch nicht länger als zwei 
Jahre in deutscher Sprache bereitzuhalten. Auf Verlan-
gen der Prüfbehörde sind die Unterlagen auch am Ort 
der Beschäftigung bereitzuhalten. 

Zivilprozessordnung (ZPO) 
 
§ 91a. Kosten bei Erledigung der Hauptsache. 
(1) 1 Haben die Parteien in der mündlichen Verhand-
lung oder durch Einreichung eines Schriftsatzes oder 
zu Protokoll der Geschäftsstelle den Rechtsstreit in der 
Hauptsache für erledigt erklärt, so entscheidet das 
Gericht über die Kosten unter Berücksichtigung des 
bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Er-
messen durch Beschluss. 2 Dasselbe gilt, wenn der 
Beklagte der Erledigungserklärung des Klägers nicht 
innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen seit der Zu-
stellung des Schriftsatzes widerspricht, wenn der Be-
klagte zuvor auf diese Folge hingewiesen worden ist. 
 
(2) 1 Gegen die Entscheidung findet die sofortige Be-
schwerde statt. 2 Dies gilt nicht, wenn der Streitwert der 
Hauptsache den in § 511 genannten Betrag nicht über-
steigt. 3 Vor der Entscheidung über die Beschwerde ist 
der Gegner zu hören. 
 
 
§ 522. Zulässigkeitsprüfung; Zurückweisungsbe-
schluss. 
(1) 1 Das Berufungsgericht hat von Amts wegen zu prü-
fen, ob die Berufung an sich statthaft und ob sie in der 
gesetzlichen Form und Frist eingelegt und begründet 
ist. 2 Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist 
die Berufung als unzulässig zu verwerfen. 3 Die Ent-
scheidung kann durch Beschluss ergehen. 4 Gegen den 
Beschluss findet die Rechtsbeschwerde statt. 
 
... 
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